
 

Stellungnahme des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung zum DEval-Bericht:  
„Kommunale Entwicklungspolitik – Evaluierung der Service-
stelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW)“ 

 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) begrüßt 
den vom Deutschen Evaluierungsinstitut der Ent-
wicklungszusammenarbeit (DEval) vorgelegten 
Bericht „Kommunale Entwicklungspolitik – Eva-
luierung der Servicestelle Kommunen in der Ei-
nen Welt“. 

Die Evaluierung untersucht das Programm „Ser-
vicestelle Kommunen in der Einen Welt“ (SKEW) 
als Mittel zur Förderung kommunalen entwick-
lungspolitischen Engagements. Es war die erste 
umfassende Evaluierung kommunaler Entwick-
lungspolitik. Sie verfolgte das Ziel, zur Weiterent-
wicklung des Gesamtprogramms  sowohl auf 
strategischer als auch auf operativer Ebene bei-
zutragen. Dabei standen Fragen nach Relevanz 
und Wirksamkeit der SKEW-Angebote im Fokus. 
Daher sollte der Fokus der Evaluierung weniger 
auf der Analyse einzelner Förderinstrumente als 
der Betrachtung des Gesamtprogramms der 
SKEW liegen. 

 

Relevanz der Ergebnisse 

Die kommunale Entwicklungspolitik wurde im 
Jahr 2013 durch Einrichtung des Titels „Förde-
rung des Kommunalen Engagements“ im Einzel-
plan 23 als eigenständiges entwicklungspoliti-
sches Handlungsfeld begründet. Im Betrach-
tungszeitraum der Evaluierung (2013-2020) 
wuchs die Mittelausstattung des Titels und damit 
auch der SKEW stark auf. Der Mittelabfluss der 

SKEW erhöhte sich von 4,7 Millionen Euro im 
Jahr 2013 auf 26,5 Millionen Euro im Jahr 2019 
und sank in 2020 auf 20,4 Millionen Euro. Parallel 
wuchs die Personalausstattung um den Faktor 
4,5. Grund dafür war eine Ausdifferenzierung der 
Angebote der SKEW.  

Damit deckt diese erste Evaluierung eine sehr dy-
namische Entwicklungsphase kommunaler Ent-
wicklungspolitik ab. Um die dynamische Ent-
wicklung politisch zu steuern, wurden durch das 
BMZ für die SKEW Gesamtprogrammziele mit ei-
ner Laufzeit bis 2021 festgelegt. Die Evaluierung 
ab August 2020 war daher von Seiten des BMZ 
mit der Erwartung verknüpft, einen evidenzba-
sierten Beitrag zur Definition neuer Gesamtpro-
grammziele ab dem Jahre 2022 zu leisten.  

Aufgrund von Verzögerungen konnte diese Er-
wartung leider nicht erfüllt werden. Lediglich 
Zwischenergebnisse konnten aufgegriffen wer-
den. Das Ergebnis kommt aber zu einem Zeit-
punkt, wo veränderte Rahmenbedingungen, v.a. 
die in den Finanzplanungen des Bundes für die 
Jahr 2022 bis 2026 vorgesehene Stagnation des 
Titelansatzes, eine Konsolidierung des SKEW-
Portfolios notwendig machen.  

 

Schlussfolgerungen des BMZ 

In der Gesamtschau des Evaluierungsberichts 
ergibt sich für das BMZ der Auftrag, zwischen den 
Zielen der Engagementförderung und Legitima-
tion von Entwicklungspolitik in Deutschland und 

 



der Erzielung unmittelbarer entwicklungspoliti-
scher Wirkungen durch Förderung der Partner-
schafts- und internationalen Netzwerkarbeit und 
des Erfahrungsaustauschs zwischen Kommunen 
abzuwägen. 

Hierbei steht an erster Stelle, einen für die Kom-
munen übersichtlichen Instrumentenkasten aus-
zugestalten und die Zugangshürden zu diesen In-
strumenten so gering wie möglich zu halten. Das 
heißt, die gegebenen finanziellen und personel-
len Kapazitäten der Kommunen müssen als Be-
wertungskriterium im Vordergrund stehen, um 
eine ausgewogene Balance zwischen einer Förde-
rung der entwicklungspolitischen Inlands- und 
Auslandsarbeit zu erreichen. Um das BMZ-Ziel zu 
erreichen, kommunale Entwicklungspolitik zum 
Alltag in deutschen Kommunen zu machen, muss 
zudem darauf geachtet werden, dass die Ange-
bote strategisch an die Interessen der Kommu-
nen im Bereich der Nachhaltigkeits- und 
Klimapolitik anschließen. Hierdurch kann der 
Mehrwert des Engagements für die deutsche 
Kommune stärker herausgearbeitet werden. Das 
BMZ wird daher die Konsolidierung des Gesamt-
programms der SKEW weiter vorantreiben. 
Gleichzeitig wird es eine Differenzierung der per-
sonellen und finanziellen Förderinstrumente 
weiterverfolgen. Hierbei ist das vorrangige Ziel, 
die Bedarfe der sehr heterogenen kommunalen 
Landschaft aufzugreifen, ohne in eine unüber-
sichtliche Zerfaserung der Fördermöglichkeiten 
in maßgeschneiderte Angebote zu geraten. Dabei 
wird auch in den Blick genommen, dass die Be-
darfe der Kommunen stark von ihrer Größe und 
der entsprechenden Verwaltungskapazität ab-
hängen und zum Teil von starker Ehrenamtlich-
keit geprägt sind. 

Ein Abbau von bürokratischen Hürden wird 
ebenfalls weiter vorangetrieben. Dies muss mit 
Blick auf die weiteren Förderangebote der Enga-
gement Global und den dort festgeschriebenen 
Ansprüchen geschehen. Auch die besonderen 
Transparenz- und Rechenschaftsansprüche und 
entsprechende internationale Verpflichtungen in 
der Entwicklungszusammenarbeit müssen be-
achtet werden. Weitere Verbesserungen soll eine 
konsequente Einbindung der SKEW in die aktuel-
len und geplanten Digitalisierungsprozesse der 
Engagement Global bringen. 

Das BMZ wird sich zudem im Rahmen der Res-
sortkoordination sowie durch die Zusammenar-
beit mit den Ländern und den zivilgesellschaftli-
chen Akteuren der deutschen Nachhaltigkeitspo-
litik dafür einsetzen, dass die Instrumenten kom-
munaler Entwicklungspolitik kohärent in die 
deutschen Bemühungen zur Umsetzung der 
Agenda 2030 und ihrer SDGs sowie des Pariser 
Klimaabkommens eingepasst sind.  

Kritisch ist anzumerken, dass das Ziel einer Ge-
samtbetrachtung des SKEW-Angebots mit seinen 
drei Bestandteilen a) Förderung von entwick-
lungspolitischer Öffentlichkeitsarbeitsarbeit, fai-
rer Beschaffung und Lokalisierung der Agenda 
2030 unter Einbeziehung internationaler Verant-
wortung, b) Qualifizierung und Förderung ent-
wicklungspolitischer Partnerschaftsarbeit durch 
deren Ausrichtung an der Agenda 2030 und dem 
Pariser Klimaabkommen und c) finanzielle und 
personelle Förderung des kommunalen Engage-
ments aus Sicht des BMZ nur begrenzt gelungen 
ist.  

In der Zusammenschau der neun Empfehlungen 
erkennt das BMZ eine Tendenzaussage der Eva-
luierung, die Balance zwischen den Instrumenten 
einseitig zu Gunsten der direkten Förderung der 
Kommunen, vor allem der Personalkostenförde-
rung für deutsche Kommunen, zu verändern. Die 
Argumentation ist, dass fehlende Personalkapa-
zitäten es den Kommunen nicht möglich machen 
würden, sich anhaltend entwicklungspolitisch zu 
engagieren und Projekte mit ihren Partnerkom-
munen durchzuführen. BMZ müsse, um sein Ziel 
der Normalisierung kommunaler Entwicklungs-
politik zu erreichen, zunächst die Personaleng-
pässe der deutschen Kommunen beheben.  

Hierbei bleiben aus Sicht des BMZ wichtige Fak-
toren unberücksichtigt. Das entwicklungspoliti-
sche Engagement der Kommunen, vor allem im 
Inland, bewegt sich an den Schnittstellen zwi-
schen nationaler Umsetzung der Agenda 2030 
und ihrer SDGs, nationaler und internationaler 
Klimapolitik sowie Stadtentwicklungspolitik. Da-
her besteht hier eine Forderung an die Bundesre-
gierung insgesamt, die Bedarfe der Kommunen 
im Blick zu behalten. Dies wird in der Empfehlung 
4 offensichtlich, die eine gute Koordinierung und 
komplementäre Ausgestaltung von Förderinstru-
menten der Bundesressorts fordert und in der 
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Ausarbeitung ausdrücklich auf Ziele und Ab-
sichtserklärungen der Bundesregierung, z.B. auf 
Beschlüsse des Staatssekretärsausschusses 
Nachhaltigkeit und den Koalitionsvertrag, Bezug 
nimmt.  

Auch zwei Zielkonflikte, die sich aus der Beto-
nung finanzieller und personeller Förderung für 
die deutschen Kommunen ergeben, werden aus 
Sicht des BMZ nicht ausreichend berücksichtigt. 
Wenn Partnerschaftsprojekte nur mit gleichzeiti-
ger Personalkostenförderung in Deutschland 
möglich sind, führt eine Ausweitung der Förde-
rung für die Projektarbeit zu einer Ausweitung 
des Bedarfs an Personalförderung in Deutschland 
und damit bei gleichbleibenden Mitteln zu einer 
zunehmenden Knappheit von Ressourcen, mit 
denen Wirkungen in den Partnerländern erzielt 
werden. Wegen der verhältnismäßig hohen Per-
sonalkosten in Deutschland verschiebt sich der 
Anteil der Projektmittel zu Ungunsten des 
Südpartners, was negative Auswirkungen auf die 
entwicklungspolitisch gewünschte Mobilisierung 
von Eigenmitteln der Südpartner haben kann. 
Ressourcen der Partner für die Projektumset-
zung zu heben und Verantwortung an diesen zu 
übertragen, wird weniger relevant. Dadurch kann 
es schwerer werden, eine Partnerschaft auf Au-
genhöhe in der Projektumsetzung zu erzielen.  

Daher wird das BMZ bei der Ausgestaltung der 
SKEW-Angebote auf ein ausgewogenes Verhält-
nis zwischen beratenden und prozessbegleiten-
den Maßnahmen und der finanziellen und perso-
nellen Förderung achten, bei der Förderung von 
Projektarbeit der Kommunen einen Ausgleich 
zwischen Peer-Learning-Ansätzen, punktueller 

Projektpartnerschaft und der Förderung von 
Partnerschaftsarbeit insgesamt anstreben und 
ein Instrument zur anteiligen Förderung von Per-
sonalkosten prüfen. Zudem wird erprobt, wie 
eine neue Gewichtung der Zusammenarbeit zwi-
schen SKEW und GIZ innerhalb der mit einem Ko-
operationsvertrag festgeschriebenen Aufgaben-
teilung zu einer Entlastung der Kommunen bei-
tragen und die verstärkte Einbindung in die bila-
terale und multilaterale Entwicklungszusam-
menarbeit ermöglichen kann.  

Diese Schwerpunktsetzung ergibt sich auch aus 
den politischen und gesellschaftlichen Entwick-
lungen der Jahre 2021 und 2022, in denen die 
Corona-Pandemie, die Fluchtbewegungen auf-
grund des russischen Angriffskriegs in der Ukra-
ine aber auch lokale Konflikte in den Partnerlän-
dern gezeigt haben, wie stark das entwicklungs-
politische Engagement der Kommunen im Kri-
senfall hinter der Erfüllung ihrer Pflichtaufgaben 
zurückgestellt werden muss. Gleichzeitig hat es 
verdeutlicht, wie sehr Kommunen sich verpflich-
tet fühlen, ihren Partnern gerade im Falle existen-
tieller Krisen zur Seite zu stehen. Diese Entwick-
lung konnte in der Evaluierung wegen des Be-
trachtungszeitraums naturgemäß nicht berück-
sichtigt werden.  

Der DEval-Bericht „Kommunale Entwicklungspo-
litik – Evaluierung der Servicestelle Kommunen in 
der Einen Welt“ kann unter www.de-
val.org/de/evaluierungsberichte.html herun-
tergeladen werden.  
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